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Satzung des 
„Vereins zur Unterstützung des 

Queeren Netzwerks Baden-Württemberg e. V.“ 
– beschlossen auf der Gründungsversammlung in Freiburg am 17.04.2016 – 
– zuletzt geändert auf der Vereinszugehörigenversammlung am 13.07.2025 – 

 
 
§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr 
 
(1) Der Verein trägt den Namen „Verein zur Unterstützung des Queeren Netzwerks 

Baden-Württemberg“. 
 
(2) Er hat seinen Sitz in Freiburg. 
 
(3) Er wird in das Vereinsregister beim Amtsgericht eingetragen. Sein Name erhält mit 

der Eintragung den Zusatz „e. V.“. 
 
(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 
§ 2 Vereinszweck 
 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
 
(2) Zweck des Vereins ist die Förderung des Wohlfahrtswesens, die Förderung der 

Hilfe für Geflüchtete, die Förderung der Bildung, insbesondere der politischen Bil-
dung (auf der Grundlage des demokratische Rechtsstaats im Sinne der Toleranz 
gegenüber und der Anerkennung der Vielfalt von Menschen), die Förderung des 
bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger Zwecke sowie Ju-
gendarbeit und außerschulische Jugendbildung, die dazu beitragen, Kinder und 
Jugendliche zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten 
zu erziehen. 

 
(3) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch 

1. die Herausgabe von Broschüren, Dokumentationen und Publikationen, die Auf-
klärungsarbeit an Schulen, Jugend- und Erwachsenenbildungseinrichtungen, 
die Öffentlichkeitsarbeit zum Abbau von Diskriminierung und für die Akzeptanz 
der Vielfalt von sexueller Orientierung und der Vielfalt von Geschlecht; 

2. die Durchführung von Seminaren und Kolloquien u. a. zum Erfahrungsaus-
tausch lesbischer, schwuler, bisexueller, aspec, trans, intergeschlechtlicher, 
nicht-binärer und queerer Menschen; 

3. die Hilfeleistung für ratsuchende lesbische, schwule, bisexuelle, aspec, trans, 
intergeschlechtliche, nicht-binäre und queere Menschen durch Unterhaltung von 
Beratungsstellen und Hotlines; 

4. die Unterstützung, Beratung und Aufklärung von lesbischen, schwulen, bisexu-
ellen, aspec, trans, intergeschlechtlichen, nicht-binären und queeren Geflüchte-
ten; 
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5. die Mitwirkung an der Umsetzung der durch die Landesregierung Baden-Würt-

temberg im Aktionsplan „Für Akzeptanz und gleiche Rechte Baden-Württem-
berg 2025“ im Mai 2025 aufgestellten Ziele, soweit diese die in § 2 (2) genannten 
Vereinszwecke betreffen. 

 
 
§ 3 Selbstlosigkeit 
 
(1) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 
 
(2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

Die Vereinszugehörigen (Mitglieder des Vereins) erhalten keine Zuwendungen 
aus Mitteln des Vereins. 

 
(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, 

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
(4) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 

Vermögen des Vereins zu gleichen Teilen an die Hannchen-Mehrzweck-Stiftung 
für homosexuelle Selbsthilfe (hms) in Berlin und an filia, die frauenstiftung in Ham-
burg, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige oder mildtätige Zwe-
cke zu verwenden haben. 

 
 
§ 4 Voraussetzung und Beginn der Vereinszugehörigkeit 

 
(1) Mitglieder im Sinne des Vereinsrechts werden in dieser Satzung Vereinszugehö-

rige bzw. Jugendzugehörige bezeichnet. 
 

(2) Der Verein kann ordentliche, jugendliche und fördernde Vereinszugehörige sowie 
Jugendzugehörige haben. 

 
(3) Ordentliche Vereinszugehörige können die in Baden-Württemberg aktiven Ver-

eine, Gruppen und Initiativen von lesbischen, schwulen, bisexuellen, aspec, trans, 
intergeschlechtlichen, nicht-binären und queeren Menschen werden. 

 
(4) Jugendzugehörige können die in Baden-Württemberg aktiven Vereine, Gruppen 

und Initiativen von jungen lesbischen, schwulen, bisexuellen, aspec, trans, inter-
geschlechtlichen, nicht-binären und queeren Menschen werden, die aktiv Jugend-
arbeit und/oder außerschulische Jugendbildung betreiben und deren Vereinszu-
gehörige überwiegend jünger als 27 Jahre alt sind. Die jugendlichen Vereinszuge-
hörigen bilden die Vereinsjugend (QUEER FUTURE BW). 

  
(5) Fördernde Vereinszugehörige können alle natürlichen oder juristischen Personen 

werden, die ein Interesse daran haben, die Arbeit des Vereins zu unterstützen.  
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(6) Über den Antrag auf Aufnahme in den Verein als ordentliche Vereinszugehörige 
oder als Förderzugehörige entscheidet das Kuratorium. Über die Aufnahme als 
Jugendzugehörige entscheidet das Jugendkuratorium, sobald dieses gewählt 
wurde. Ansonsten entscheidet das Kuratorium über die Aufnahme von Jugendzu-
gehörigen. Die Entscheidung ist den antragstellenden Organisationen bzw. Perso-
nen unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Als schriftlich im Sinne dieser Satzung gilt 
auch eine Mitteilung per Telefax oder E-Mail. 

 
(7) Die Vereinszugehörigkeit beginnt mit dem auf die schriftliche Mitteilung des Kura-

toriums folgenden Monatsersten. 
 
 
§ 5 Rechte und Pflichten der Vereinszugehörigen, Datenverarbeitung, Beiträge 
 
(1) Alle ordentlichen Vereinszugehörigen sind stimm- und aktiv wahlberechtigt. Wähl-

bar sind nur natürliche Personen; diese müssen einer im Queeren Netzwerk Ba-
den-Württemberg vertretenen Organisation angehören. Ordentliche Vereinszuge-
hörige haben die Möglichkeit, Anträge an die Vereinszugehörigenversammlung zu 
stellen. Die Anträge sind spätestens zwei Wochen vor der Vereinszugehörigenver-
sammlung schriftlich dem Kuratorium zuzuleiten. Antragsrecht, Stimmrecht und 
Wahlrecht werden von einer von den Vereinszugehörigen gegenüber dem Verein 
schriftlich benannten natürlichen Person ausgeübt. Diese Person darf keine wei-
teren Vereinszugehörigen vertreten. 

 
(2) Fördernde Vereinszugehörige sind weder stimm- noch aktiv wahlberechtigt. Sie 

besitzen kein Rederecht in der Vereinszugehörigenversammlung. 
 
(3) Die Jugendzugehörigen haben Rederecht in der Vereinszugehörigenversamm-

lung. Zur Wahrnehmung des Rederechts bedarf es der schriftlichen Benennung 
einer natürlichen Person durch die vereinszugehörige Organisation gegenüber 
dem Verein. Diese Person darf keine weiteren Vereinszugehörigen vertreten. 

 
(4) Bis zu zwei vom Jugendkuratorium benannte Personen haben Rede-, Antrags- 

und Stimmrecht in der Vereinszugehörigenversammlung, insbesondere in Ange-
legenheiten, die die Vereinsjugend betreffen. 

 
(5) Der Verein benötigt von allen Vereinszugehörigen den Namen und die Adresse 

sowie gegebenenfalls den Namen der zur Vertretung berechtigten Person. Diese 
Angaben kann der Verein in einer Vereinszugehörigenliste allen Vereinszugehöri-
gen zur Verfügung stellen, sofern die jeweiligen Vereinszugehörigen dem nicht 
ausdrücklich widersprechen. Außerdem verarbeitet und nutzt der Verein zu Zwe-
cken der Vereinszugehörigenverwaltung und -betreuung die Telefon- und Telefax-
nummern und die E-Mail-Adressen, sofern ihm diese jeweils von den jeweiligen 
Vereinszugehörigen freiwillig angegeben werden. 

 
(6) Alle Vereinszugehörigen sind verpflichtet, dem Verein Änderungen bei den von 

ihnen dem Verein gegebenen Daten unverzüglich bekannt zu geben. Schreiben, 
Telefaxe oder E-Mails des Vereins gelten den Vereinszugehörigen als 
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zugegangen, wenn sie jeweils an die letzte dem Verein bekannte Adresse gesandt 
worden sind. 

 
(7) Die Vereinszugehörigenversammlung beschließt, ob ein Vereinsbeitrag erhoben 

wird. Wird ein Vereinsbeitrag erhoben, regelt das Nähere die von der Vereinszu-
gehörigenversammlung zu beschließende Beitragsordnung. 

 
 
§ 6 Beendigung der Vereinszugehörigkeit 
 
(1) Die Vereinszugehörigkeit endet durch Austritt, Streichung von der Vereinszugehö-

rigenliste, Ausschluss oder Tod bzw. – bei juristischen Personen – durch Auflö-
sung. 

 
(2) Der Austritt von Vereinszugehörigen ist jederzeit durch schriftliche Erklärung ge-

genüber dem Kuratorium möglich. Die Vereinszugehörigen haben jedoch keinen 
Anspruch auf Rückzahlung bereits entrichteter Beiträge. Nach Eingang der schrift-
lichen Austrittserklärung kann der Verein nicht mehr die Zahlung des Beitrags für 
das laufende Kalenderjahr verlangen. 

 
(3) Eine Streichung von der Vereinszugehörigenliste kann erfolgen, wenn Vereinszu-

gehörige trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Entrichtung des Beitrags 
ganz oder teilweise im Rückstand sind. In der zweiten Mahnung ist eine Zahlungs-
frist von mindestens einem Monat einzuräumen und auf die Möglichkeit der Strei-
chung von der Vereinszugehörigenliste hinzuweisen. Über die Streichung ent-
scheidet das Kuratorium, das eine Streichung den betroffenen Vereinszugehöri-
gen unverzüglich schriftlich mitzuteilen hat. 

 
(4) Der Ausschluss ist nur aus wichtigem Grund möglich, insbesondere wenn Vereins-

zugehörige das Ansehen des Vereins schwer beschädigt oder gegen die Interes-
sen des Vereins schwer verstoßen haben oder wenn dem Verein aus anderen 
Gründen die Fortsetzung des Vereinszugehörigkeitsverhältnisses nicht mehr zu-
mutbar ist. Über den Ausschluss entscheidet das Kuratorium. Den jeweiligen Ver-
einszugehörigen muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben werden. Ein Ausschluss ist den jeweiligen Vereinszugehörigen unver-
züglich schriftlich mitzuteilen. Dem Ausschließungsbeschluss können die jeweili-
gen Vereinszugehörigen innerhalb einer Frist von einem Monat nach Mitteilung 
schriftlich widersprechen. Über den Widerspruch entscheidet die nächste Vereins-
zugehörigenversammlung abschließend. Während dieses Widerspruchsverfah-
rens ruhen sämtliche Vereinszugehörigenrechte und -pflichten. 
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§ 7 Organe des Vereins 
 
Die Organe des Vereins sind 
1. die Vereinszugehörigenversammlung (als Mitgliederversammlung im Sinne des 

§32 BGB, 
2. die Vollversammlung des Queeren Netzwerks Baden-Württemberg und 
3. das Kuratorium (als Vorstand im Sinne des § 26 BGB). 
 
 
§ 8 Vereinszugehörigenversammlung 
 
(1) Die Vereinszugehörigenversammlung ist einmal jährlich einzuberufen, grundsätz-

lich im Rahmen eines der Treffen des Queeren Netzwerks Baden-Württemberg. 
Die Vereinszugehörigenversammlung kann auch auf dem Wege der elektroni-
schen Kommunikation (z. B. per Videokonferenz) stattfinden. Vereinszugehörige 
des Netzwerks sind als Gäste auf der Vereinszugehörigenversammlung immer zu-
gelassen. 

 
(2) Eine außerordentliche Vereinszugehörigenversammlung ist einzuberufen, wenn 

es das Vereinsinteresse erfordert, wenn dies vom Queeren Netzwerk Baden-Würt-
temberg beschlossen wird oder wenn die Einberufung von einem Zehntel der or-
dentlichen Vereinszugehörigen schriftlich unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe verlangt wird. 

 
(3) Die Einberufung erfolgt schriftlich durch das Kuratorium unter Wahrung einer Ein-

ladungsfrist von vier Wochen bei gleichzeitiger Bekanntgabe der Tagesordnung. 
Als schriftlich im Sinne dieser Satzung gelten auch Telefax und E-Mail. Die Einla-
dung zur Vereinszugehörigenversammlung wird den Vereinen, Gruppen und Initi-
ativen des Queeren Netzwerks Baden-Württemberg über das Netzwerk zur Kennt-
nis gebracht. 

 
(4) Die Vereinszugehörigenversammlung wird von einer Person des Kuratoriums er-

öffnet und von einer von der Vereinszugehörigenversammlung zu Beginn der Ver-
sammlung zu wählenden Versammlungsleitung geleitet. 

 
(5) Die Vereinszugehörigenversammlung ist als das oberste beschlussfassende Ver-

einsorgan grundsätzlich für alle Aufgaben zuständig, sofern bestimmte Aufgaben 
gemäß dieser Satzung nicht einem anderen Vereinsorgan übertragen sind. Ihr ob-
liegen insbesondere 
1. die Entgegennahme des Rechenschaftsberichts einschließlich der Jahres-

rechnung des Kuratoriums, 
2. die Entgegennahme des Berichts des Jugendkuratoriums 
3. die Wahl, Abwahl und Entlastung der Kuratoriumszugehörigen, 
4. die Beschlussfassung über den jährlichen Haushaltsplan, 
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5. die Beschlussfassung eines Jugendetats als Bestandteil des Haushaltsplans, 
der von der Vereinsjugend QUEER FUTURE BW – entsprechend der Jugend-
ordnung – eigenständig verwaltet wird, 

6. die Bestellung von zwei Kassenprüfpersonen, 
7. die Beschlussfassung über die Erhebung von Vereinszugehörigenbeiträgen 

und gegebenenfalls über die dazu erforderliche Beitragsordnung, 
8. die Entscheidung über den Widerspruch gegen einen Ausschluss aus dem 

Verein, 
9. die Beschlussfassung über Änderungen des Vereinszwecks, über andere Sat-

zungsänderungen und über die Auflösung des Vereins sowie 
10. die Beschlussfassung über alle von ordentlichen Vereinszugehörigen fristge-

recht eingereichten Anträge. 
 
(6) Jede satzungsgemäß einberufene Vereinszugehörigenversammlung ist be-

schlussfähig ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Vereinszugehörigen. 
Bei der Beschlussfassung sind Konsensentscheidungen anzustreben. Im Zweifel 
fasst die Vereinszugehörigenversammlung ihre Beschlüsse aber mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, sofern in dieser Satzung keine an-
deren Mehrheitserfordernisse festgelegt sind. Die Beschlussfassung erfolgt in of-
fener Abstimmung, sofern dem nicht mindestens ein Zehntel der anwesenden Ver-
einszugehörigen widersprechen. 

 
(7) Ist bei einer Wahl nur eine Person zu wählen und stellt sich nur eine Person zur 

Wahl, erfolgt die Wahl in Form der Beschlussfassung. Bewerben sich mehrere 
Personen, ist schriftlich abzustimmen. Dabei haben alle Vereinszugehörigen je-
weils eine Stimme und es ist die Person gewählt, die die meisten Stimmen auf sich 
vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet zunächst eine Stichwahl zwischen 
den betroffenen Personen und bei erneuter Stimmengleichheit das Los. 

 
(8) Sind bei einer Wahl mehrere Personen gleichzeitig zu wählen, ist Listenmehrheits-

wahl oder Blockwahl zulässig. Bei der Listenmehrheitswahl erfolgt die Stimmab-
gabe schriftlich und die Vereinszugehörigen haben jeweils so viele Stimmen, wie 
Personen zu wählen sind, wobei jedoch den einzelnen sich bewerbenden Perso-
nen höchstens eine Stimme gegeben werden darf. Es können mehr Personen auf 
die Wahlliste gesetzt werden, als Personen zu wählen sind. Gewählt sind die Per-
sonen, die die höchsten Stimmenzahlen auf sich vereinigen. Bei Stimmengleich-
heit erfolgt erforderlichenfalls eine Stichwahl zwischen den betroffenen Personen. 
Ergibt sich auch hier Stimmengleichheit, entscheidet das Los. Eine Blockwahl ist 
nur auf Beschluss der Vereinszugehörigenversammlung und nur dann zulässig, 
wenn sich maximal so viele Personen zur Wahl stellen, wie auch zu wählen sind. 
Bei der Blockwahl haben alle Vereinszugehörigen jeweils nur eine Stimme, so 
dass nur entweder alle zur Wahl stehenden Personen gemeinsam gewählt werden 
können oder ihnen insgesamt die Stimme versagt werden kann. Für die Blockwahl 
gelten die Regelungen zur Beschlussfassung entsprechend Absatz 5. 

 
(9) Über die Vereinszugehörigenversammlung ist ein Protokoll zu führen, in dem min-

destens Ort, Datum, Uhrzeit und die Namen der Teilnehmenden sowie 
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gegebenenfalls die gefassten Beschlüsse samt Abstimmungsergebnissen und die 
zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit einer Wahl notwendigen Angaben samt Wahl-
ergebnissen festzuhalten sind. Das Protokoll ist von den mit der Versammlungs-
leitung und der Protokollführung betrauten Personen zu unterschreiben und den 
Kuratoriumszugehörigen zuzuleiten. 

 
 
§ 9 Änderung des Vereinszwecks, Satzungsänderung, Auflösung 
 
(1) Über die Änderung des Vereinszwecks und andere Satzungsänderungen kann in 

der Vereinszugehörigenversammlung nur abgestimmt werden, wenn dies als Ta-
gesordnungspunkt bereits in der Einberufung zur Vereinszugehörigenversamm-
lung benannt und der Einberufung sowohl der bisherige als auch der vorgesehene 
neue Satzungstext beigefügt worden ist. Für die Änderung des Vereinszwecks und 
für andere Satzungsänderungen ist zum einen eine Mehrheit von drei Viertel der 
zum Zeitpunkt der Abstimmung anwesenden ordentlichen Vereinszugehörigen 
und zum zweiten die Zustimmung von mehr als der Hälfte aller ordentlichen Ver-
einszugehörigen erforderlich. Wird die Zustimmung von mehr als der Hälfte aller 
ordentlichen Vereinszugehörigen in der Vereinszugehörigenversammlung nicht 
erreicht, kann die Zustimmung der fehlenden Anzahl an ordentlichen Vereinszu-
gehörigen bei den nicht Anwesenden schriftlich innerhalb einer festzusetzenden 
Frist eingeholt werden. 

 
(2) Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus for-

malen Gründen verlangt werden, kann das Kuratorium von sich aus vornehmen. 
Diese Satzungsänderungen müssen allen Vereinszugehörigen unverzüglich 
schriftlich mitgeteilt werden. 

 
(3) Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine Mehrheit von drei Viertel der 

abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Über die Auflösung kann nur abge-
stimmt werden, wenn diese rechtzeitig als Tagesordnungspunkt mit der Einberu-
fung zur Vereinszugehörigenversammlung angekündigt wurde. 

 
(4) Bei der Auflösung des Vereins sorgen die Liquidierenden dafür, dass die immate-

riellen Kulturgüter des Vereins an öffentlich-rechtliche Archive oder private Archive 
aus dem LSBATINQ+-Kontext übergeben werden.  

 
 
§ 10 Vollversammlung des Queeren Netzwerks Baden-Württemberg 
 
(1) Die Vollversammlung des Queeren Netzwerks Baden-Württemberg setzt sich zu-

sammen aus den von den im Queeren Netzwerk Baden-Württemberg zusammen-
geschlossenen Vereinen, Gruppen und Initiativen benannten Vertretenden. Im 
Zweifel bittet das Kuratorium des Vereins den Sprechendenrat des Queeren Netz-
werks Baden-Württemberg um die Auflistung dieser Vertretenden. 

 
(2) Der Vollversammlung des Queeren Netzwerks Baden-Württemberg obliegt die 

Festlegung der politischen und gesellschaftspolitischen Forderungen und Aussa-
gen des Vereins sowie der strategischen Finanzplanung des Vereins. 
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(3) Die Vollversammlung findet statt im Rahmen der Treffen des Queeren Netzwerks 

Baden-Württemberg. Die Einberufung, Sitzungsleitung, Beschlussfassung und 
Protokollierung erfolgt nach den Regelungen, die sich das Queere Netzwerk Ba-
den-Württemberg selbst gegeben hat. 

 
(4) Ausnahmsweise kann das Kuratorium zu einer Sitzung der Vollversammlung ein-

laden, insbesondere wenn die finanzielle Situation dies erfordert oder wenn das 
Plenum seit mehr als neun Monaten nicht mehr getagt hat. Die Einladung muss 
schriftlich unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen erfolgen und eine Begrün-
dung sowie die Tagesordnung enthalten. 

 
 
§ 11 Kuratorium 
 
(1) Vorstand im Sinne des § 26 BGB ist das Kuratorium. Dieses besteht aus mindes-

tens 3 und höchstens 16 natürlichen Personen. Je zwei Kuratoriumszugehörigen 
gemeinsam vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich.  

 
(2) Das Kuratorium setzt sich zusammen aus den Zugehörigen des Sprechendenrats 

des Queeren Netzwerks Baden-Württemberg, die das Kuratoriumsamt ausdrück-
lich angenommen haben. Sollten das mehr als 16 Personen sein und kann sich 
der Sprechendenrat nicht auf 16 Personen verständigen, wählt die Vereinszuge-
hörigenversammlung aus diesen Personen die 16 Zugehörigen des Kuratoriums 
für eine Amtsdauer von einem Jahr. Sind es weniger als 16 Personen, ist eine 
Wahl von Kuratoriumszugehörigen durch die Vereinszugehörigenversammlung 
nur erforderlich, wenn die Mindestzahl von 3 nicht erreicht ist. Das Kuratorium 
kann sich bis zur Höchstzahl von 16 durch Kooptation selbst ergänzen für die rest-
liche Amtszeit, wobei sich die Kooptationsmöglichkeit auf Zugehörige des Spre-
chendenrats beschränkt. Bei der Wahl durch die Vereinszugehörigenversamm-
lung und bei der Kooptation durch das Kuratorium ist – sofern möglich – darauf zu 
achten, dass für jeden der acht Buchstaben LSBATINQ mindestens eine entspre-
chende Person dem Kuratorium angehört. 

 
(3) Das Jugendkuratorium hat mit bis zu drei Personen Rede- und Antragsrecht im 

Kuratorium zu Angelegenheiten, die die Jugend betreffen, insbesondere im Hin-
blick auf den Jugendetat.  

 
(4) Dem Kuratorium obliegen die Führung der laufenden Geschäfte des Vereins und 

die Ausführung der Beschlüsse der Vereinszugehörigenversammlung und des 
Plenums des Queeren Netzwerks Baden-Württemberg. Über die Aufgabenvertei-
lung innerhalb des Kuratoriums beschließt das Kuratorium. Es kann sich eine Ge-
schäftsordnung geben. 

 
(5) Kuratoriumssitzungen finden mindestens vierteljährlich statt. Solange das Kurato-

rium nichts anderes beschließt, können alle Zugehörigen des Kuratoriums jeder-
zeit eine Kuratoriumssitzung schriftlich unter Wahrung einer Frist von zwei Wo-
chen einberufen. Jede ordnungsgemäß einberufene Kuratoriumssitzung ist 
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beschlussfähig. In den Sitzungen fasst das Kuratorium seine Beschlüsse mit ein-
facher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen.   

 
(6) Über die Kuratoriumssitzung ist ein Protokoll zu führen, in dem mindestens Ort, 

Datum, Uhrzeit, Namen der Teilnehmenden und die gefassten Beschlüsse samt 
Abstimmungsergebnissen festzuhalten sind. Das Protokoll ist von den jeweiligen 
protokollführenden Kuratoriumszugehörigen zu unterschreiben und den anderen 
Kuratoriumszugehörigen zuzuleiten. 

 
(7) Das Kuratorium kann im Einzelfall Beschlüsse auch schriftlich oder fernmündlich 

mit der Mehrheit seiner Zugehörigen fassen, wenn alle Kuratoriumszugehörigen 
dem Verfahren jeweils zugestimmt haben. Alle Kuratoriumszugehörigen haben da-
für zu sorgen, dass spätestens bei der nächsten Kuratoriumssitzung die Zustim-
mung zum Verfahren und der Beschluss ordnungsgemäß protokolliert werden. 

 
(8) Den Kuratoriumszugehörigen werden ihre tatsächlichen Aufwendungen auf Nach-

weis ersetzt. Auf Antrag kann den jeweiligen Kuratoriumszugehörigen auf Be-
schluss der Vereinszugehörigenversammlung anstelle des Aufwendungsersatzes 
die steuerfreie Pauschale des § 3 Nr. 26a des Einkommensteuergesetzes ganz 
oder teilweise gewährt werden. 

 
 
§ 12 Vereinsjugend QUEER FUTURE BW  

 
(1) Die Vereinsjugend QUEER FUTURE BW bilden die Jugendvereinszugehörigen 

nach § 2. 
 
(2) Die Vereinsjugend hat eine eigene Jugendversammlung und wählt ein Jugendku-

ratorium. Sie verfügt über einen eigenen Jugendetat. 
 
(3) Näheres regelt die Jugendordnung, die von der Jugendversammlung des Vereins 

beschlossen wird. Die Jugendordnung darf den Bestimmungen dieser Satzung 
nicht widersprechen. Im Zweifelsfall haben die Regelungen dieser Satzung Vor-
rang. 

 
 
§ 13 Kassenprüfung 
 
(1) Die Vereinszugehörigenversammlung wählt zwei Kassenprüfpersonen für die 

Dauer von zwei Jahren. Die Kassenprüfpersonen dürfen nicht Zugehörige des Ku-
ratoriums sein. Eine Wiederwahl ist jeweils erst nach einer Unterbrechung von 
mindestens einer Amtsperiode zulässig. 

 
(2) Die Kassenprüfpersonen haben die Aufgabe, 

1. die Buchführung insgesamt, 
2. den Beitragseinzug, 
3. die Vereinnahmung von Spenden samt der Ausstellung entsprechender Zu-

wendungsbestätigungen und 
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4. die satzungsgemäße Verwendung der Mittel des Vereins, 
jeweils bezogen auf das vergangene Geschäftsjahr zu prüfen. Dazu legt das Ku-
ratorium spätestens 4 Wochen vor der Vereinszugehörigenversammlung den 
Rechnungsabschluss und die Buchführung vor. In der Vereinszugehörigenver-
sammlung haben sie über ihre Prüfung mündlich oder schriftlich zu berichten, be-
vor über die Entlastung der Kuratoriumszugehörigen abgestimmt wird. 

 
 
 
 
Freiburg, 13.07.2025 

 
 


